
„Die Wahlen in Polen und die Zukunft der Zusammenarbeit in Europa“  

 

     

 

Das Ergebnis der Parlamentswahl in Polen markiert den Triumph der Demokratie und eröffnet neue 
Perspektiven für die Zusammenarbeit mit der EU. Doch mit einer starken PiS-Opposition und einem tief 
gespaltenen Land wird Europapolitik in Polen weiterhin hart umstritten bleiben, wie der 
Europawahlkampf 2024 vermutlich zeigen wird.  

Diese und weitere europapolitische Herausforderungen wurden in einer Podiumsdiskussion der ASKO 
Europa-Stiftung, in Kooperation mit der Union Stiftung und der Konrad-Adenauer-Stiftung (am 7. 
November 2023 in der ASKO Europa-Stiftung) von Dr. Hans-Dieter Heumann (Senior Fellow am 
CASSIS der Universität Bonn, ehem. Präsident der Bundesakademie für Sicherheitspolitik) und live 
zugeschaltet Dr. Monika Sus (Gastprofessorin an der Hertie School, Centre for International Security 
sowie Professorin an der Polnischen Akademie der Wissenschaften) in den Blick genommen; sie gingen 
dabei auch auf die Rolle ein, die das Weimarer Dreieck angesichts der aktuellen geopolitischen Lage 
spielen könnte.  

Die Moderation übernahm Dr. Landry Charrier, Mitglied der CNRS-Forschungseinheit SIRICE 
(Sorbonne, Paris) und Leiter der deutsch-französischen Zeitschrift Dokumente. 

 

Polen nach der Wahl 

Zunächst ging es um die nationale Betrachtungsweise: Dr. Monika Sus nahm hierfür eine erste 
Bewertung und Einschätzung des Wahlergebnisses in Polen vor und gab einen kurzen Ausblick auf die 
nächsten Schritte im Rahmen der Regierungsbildung in Polen. 

Aus ihrer Sicht werde es noch vor Weihnachten eine neue oppositionelle Regierung unter der Führung 
von Donald Tusk geben. 

„Die Politik in Polen war noch nie so nah an den Bürgern wie jetzt“, so Monika Sus. 
Sie betonte, dass sich das Verständnis von Politik in Polen sehr stark verändert habe. Dies werde auch 
durch die hohe Wahlbeteiligung deutlich. Die polnischen Bürger:innen hätten begriffen, wie wichtig 
politische Entscheidungen für das Leben jedes Einzelnen sind. Und dieses Verständnis habe die polnische 
Gesellschaft der PiS-Partei zu verdanken. Deshalb sieht Dr. Sus auch keine Gefahr einer aggressiven 
Machtübernahme, da die polnische Demokratie in den letzten Jahren sehr stark geworden sei. 

Auch Dr. Hans-Dieter Heumann verwies auf die hohe Wahlbeteiligung der polnischen Bevölkerung, es 
sei die höchste seit 1989. Bemerkenswert sei auch, dass sehr viele junge Menschen und Frauen gewählt 
haben. Weiterhin ergänzte er, dass die Koalitionsverhandlungen im Rahmen der Regierungsbildung nicht 
einfach werden, mittelfristig gehe er aber von einer sukzessiven Entmachtung der PiS-Partei aus. 

 

 



Wie ist die jeweils bilaterale Ebene, also zwischen Deutschland und Polen sowie Frankreich 
und Polen einzuordnen? 

Deutschland und Polen: Kein Neuanfang, aber Verbesserung in Sicht 

Aus Sicht von Dr. Landry Charrier ist das deutsch-polnische Verhältnis seit dem Ukrainekrieg 
angespannt, auch auf europäischer Ebene. Ist ein Neuanfang in der deutsch-polnischen Beziehung 
überhaupt denkbar? 

Dr. Hans-Dieter Heumann glaubt nicht an einen echten Neuanfang, aber die Chancen auf eine 
Verbesserung der deutsch-polnischen Beziehungen stünden nicht schlecht. 
Der Missbrauch und die Instrumentalisierung der deutsch-polnischen Geschichte im polnischen 
Wahlkampf hat das Verhältnis zwischen beiden Ländern verschlechtert; es gab sehr viel anti-deutsche 
Propaganda während des Wahlkampfs. Dennoch ist Dr. Monika Sus zuversichtlich, dass sich die negative 
Stimmungsmache gegenüber Deutschland unter Tusks Regierung ändern wird. 

 
Ukraine-Krieg Stresstest für Frankreich und Polen 

Laut Landry Charrier ist das Verhältnis zwischen Frankreich und Polen weniger stark belastet als das 
zwischen Deutschland und Polen; es gäbe aus der Vergangenheit viele Beispiele, die von einer durchaus 
soliden französisch-polnischen Beziehung zeugen. Doch der Ukraine-Krieg stelle einen Stresstest in der 
Beziehung zwischen Frankreich und Polen dar, konstatiert Heumann. So wurde beispielsweise Macrons 
Haltung nach einem Besuch bei Putin von der polnischen Regierung kritisiert („…Macron habe auch 
nichts bei Putin erreichen können…“) 

In Fragen der Sicherheitspolitik an einem Strang ziehen 

Die wirtschaftliche Beziehung zwischen beiden Ländern zeige hingegen, dass Polen verstanden habe, 
dass eine Kooperation mit Frankreich unabdingbar ist, führte Dr. Monika Sus aus. So habe Frankreich 
bereits im Jahr 2022 bekundet, in seiner Sicherheitspolitik, insbesondere gegenüber Russland, mit Polen 
(und anderen baltischen Staaten) innerhalb der NATO enger zusammenarbeiten zu wollen. 

 

Als zentrale strategische Herausforderungen im Rahmen der zukünftigen Zusammenarbeit 
in Europa sind laut Dr. Heumann zentrale Verhandlungen zwischen Brüssel (EU) und Polen in der Frage 
der EU-Reformen und insbesondere der europäischen Sicherheitspolitik hervorzuheben. 

Polen hofft auf mehr Flexibilität seitens der EU 

Mit dem EU-Kohäsionsfond stehe für Polen viel auf dem Spiel: „Es gibt einige Meilensteine, die Polen 
erfüllen muss, damit das Geld fließt“, betont Dr. Hans-Dieter Heumann. Tusk stünde unter hohem Druck, 
um dem bisherigen anti-europäischen Kurs der PiS-Partei entgegenzuwirken und habe bereits an die 
EU-Kommission appelliert, im Umgang mit Polen etwas flexibler zu sein und bereits zum Ende des Jahres 
eine erste Tranche aus dem Fond an Polen zu zahlen.  

Dr. Monika Sus schätzt die Flexibilität der EU eher gering ein. Eine dringende Maßnahme sei es, das 
polnische Justizministerium unabhängig von der Regierung zu machen, da es auch für die Rolle der 
(staatlichen) Medien zuständig ist. Dieser Prozess wird einige Jahre dauern. 

Dr. Heumann führte an, dass Brüssel mit Tusk über zwei große Projekte bzw. geplante EU-Reformen 
verhandeln werde, zum einen in der Frage des 2021 in Kraft getretenen EU-Rechtsstaatmechanismus 
(Artikel 7- Verfahren) sowie hinsichtlich der EU-Erweiterung. Es müsse Konsens zwischen Deutschland, 
Frankreich und Polen, z.B. bzgl. der Verringerung der Anzahl an Kommissaren sowie der Zulassung 
qualifizierter Mehrheitsentscheidungen herrschen. 

Nachfragen aus dem Publikum bezogen sich unter anderem auf das Weimarer Dreieck: Wie ist das 
Kräfteverhältnis zwischen Deutschland, Frankreich und Polen zu bewerten? Agieren die drei Partner auf 
Augenhöhe? 



„Wenn man die Geschichte der Europäischen Integration näher betrachtet, so waren im Weimarer 
Dreieck immer Deutschland und Frankreich die beiden führenden Staaten – Polen war nie auf 
Augenhöhe mit den beiden Nachbarstaaten“, so Dr. Heumann. Doch der Ukraine-Krieg habe vieles 
verändert: das Gewicht Polens habe zugenommen. Die europäische Sicherheitspolitik als ein 
gemeinsames Feld der Zusammenarbeit könnte das Machtverhältnis der drei Staaten angleichen. 

Ebenso interessierte das Publikum der wahrnehmbare gesellschaftliche Konflikt in Polen: Was könnte 
man Donald Tusk raten: soll er den Konflikt schüren, damit er mit seiner Partei die Mehrheit behält oder 
soll er den Weg einer Stärkung der politischen Mitte einschlagen? 

Dr. Monika Sus würde Tusk nahelegen, das polnische Schul- bzw. Bildungssystem und insbesondere 
auch die Sozialpolitik zu reformieren. 

 

Zum Abschluss gingen die Panellisten auf folgende Fragen ein: 

Was will Tusk als Premierminister Polens auf europäischer Ebene erreichen? Welche Rolle wird Polen im 
Rahmen der europäischen Sicherheitspolitik spielen? Wird sich Polen vom „Land der Blockaden“ zum 
„Land der Initiativen“ wandeln? 

Wenn man auf EU-Ebene mitentscheiden will, muss man auch Kompromisse eingehen  

Dr. Monika Sus ist zuversichtlich, dass die polnische Regierung unter Tusks Führung initiativfreudiger 
und auch kompromissbereiter werden wird. So geht sie von einer gewissen Kontinuität im Bereich der 
militärischen Zusammenarbeit innerhalb der EU aus, insbesondere im Hinblick auf die Unterstützung der 
Ukraine.   
 
Dr. Hans-Dieter Heumann plädierte hingegen dafür, dass Polen, Deutschland und Frankreich (Weimarer 
Dreieck) eine führende Rolle im Rahmen der militärischen Hilfen gegenüber der Ukraine einnehmen 
sollten. Er forderte weiterhin, dass sich Polen stärker in der Rüstungsindustrie der EU im Sinne der 
europäischen Souveränität (auch gegenüber den USA) einbringen sollte. 

 


